
Termine Minden

Notdienste
Die Dienstbereitschaft wech-
selt täglich um 9 Uhr.
Minden und Umgebung,
weitere Informationen unter
www.akwl.de:
Apotheke Friedewalde,
Petershagen-Friedewalde,
Lavelsloher Straße 1,
Tel. (0 57 04) 1515.

Kirchen

Vesper, Hochchor, 18.30
Uhr; Heilige Messe, 19 Uhr,
Dom, Großer Domhof 10,
Minden.

Dies & Das

Das versteht doch kein
Schaf!, Kinderchor St. Marti-
ni, Probe für das Weihnachts-
singspiel, St. Martinikirche,
Martinikirchhof 1, Minden,
15.30 Uhr.

Mahnwache für den Erhalt
des Krankenhauses Rahden,
AFD, Kreishaus, Parkplatz,
Portastraße 13, Minden,
15.30 Uhr.

Politik

Kreistag, Kreis Minden-Lüb-
becke, Kreishaus, Sitzungs-
saal, Portastraße 13, Minden,
16 Uhr.

Speziell für Ältere

Singkreis, Volks- und Wan-
derlieder, Treffpunkt Johan-
niskirchhof, Johanniskirchhof
4, Minden, 10-12 Uhr.

Filme

Napoleon, ab 12 J., Filmthea-
ter Die Birke, Marienstraße 7,
16.30 und 19.50 Uhr.

(mt/nfe)

Zugang zur digitalen Welt
Diakonie will Kompetenzen von Senioren stärken

Minden (mt). Mit dem Projekt
„Miteinander – Digital“ will die
Diakonie Stiftung Salem seit
2022 die digitalen Kompeten-
zen und die soziale Teilhabe äl-
tererMenschen stärken. Als eine
von nur 20 Einrichtungen in
NRW erhält die Mindener Dia-
konie dafür eine Förderung des
Ministeriums für Arbeit, Ge-
sundheit und Soziales.
Wie erfolgreich das Angebot

bereits umgesetzt wird, so die
Diakonie, davon konnten sich
jetzt Vertreter des Landeszen-
trums Gesundheit NRW (LZG)
überzeugen, das das Projekt im
Auftrag des Ministeriums be-
gleitet und unterstützt. Als ers-
te geförderte Einrichtung stellte
die Diakonie Stiftung Salem bei
einem Besuch von Fachreferent
Kaspar Bockler den Projektfort-
schritt vor.
Laut Konzeption des Landes-

ministeriums sollen Pflegeein-
richtungen eine Lotsen- und

Ankerfunktion imQuartier ein-
nehmen und bedarfsgerechte
digitale Angebote für Seniorin-
nen und Senioren schaffen.
Genau dies gelinge der Dia-

konie Stiftung Salem mit ihrem
Konzept, wie Projektkoordina-
torin Bahar Yolda Dyck in
einem Impulsvortrag hervor-
hob. Regelmäßige Digital-
Workshops sind in den ver-
schiedenen Pflegeeinrichtun-
gen der Mindener Diakonie et-
wa längst etabliert. Mit Ange-
boten wie den offenen Smart-
Cafés undübergreifendenNetz-
werktreffen öffnet die Diako-
nie Stiftung Salem das Ange-
bot gezielt ins Quartier und er-
möglicht auch Menschen
außerhalb klassischer Pflegeset-
tings den Zugang zur digitalen
Welt.
Ein Schwerpunkt bleibt auch

weiterhin die Gewinnung von
ehrenamtlichen Unterstützerin-
nen und Unterstützern, wie Ba-

har Dyck betonte. Diese sollen
als Medienscouts befähigt wer-
den, Seniorinnen und Senioren
bei der Nutzung digitaler End-
geräte und Anwendungen zu
unterstützen. Ein Ansatz, den
das LZG ausdrücklich unter-
stützt. Referent Kaspar Bockler
zeigte sich besonders beein-
druckt von den vielfältigen Ko-
operationspartnern, die die Dia-
konieStiftungSalemfürdasPro-
jekt gewinnen konnte.
Christian Schultz, Kaufmän-

nischer Vorstand der Diakonie
Stiftung Salem, nutzte den Be-
such, um für eine Weiterfinan-
zierung des Projekts zu werben.
Die Förderung durch das Lan-
desministerium läuft noch bis
2024. Wie es danach mit dem
Projekt weitergeht, ist derzeit
nochunklar.Umlangfristig trag-
fähigeStrukturenzu schaffen, sei
aber eine gesicherte Finanzie-
rung notwendig, betonte der
Diakonie-Vorstand.

Besserer
Durchblick bei
Heizkosten

Minden (mt/hy). Die hohen
Energiepreise belasten viele
Haushalte in Nordrhein-
Westfalen finanziell immer
noch stark. Laut Verbrau-
cherzentrale NRW sollten
Mindener auch in diesem
Jahr genau auf ihre Heizkos-
ten schauen und prüfen, ob
die jährliche Abrechnung
korrekt ist. Deren Energie-
beratung bietet dabei Hilfe
mit drei Online-Veranstal-
tungen: 28. November, 18
Uhr: Heizkostenabrechnung
verstehen (in Kooperation
mit dem Deutschen Mieter-
bund NRW); 6. Dezember,
18 Uhr: Die Heizkostenab-
rechnung – ein tieferer Ein-
blick; 12. Dezember, 18 Uhr:
Sprechstunde: Heizkosten-
abrechnung. Die Teilnahme
ist kostenlos. Informationen
und Anmeldung unter
www.verbraucherzentra-
le.nrw/heizkosten-seminare.

„Lage hat sich geradezu revolutionär geändert“
Im MT-Gespräch analysiert der Vorsitzende der NRW-SPD und Bundespolitiker Achim Post die Folgen des
Verfassungsgerichtsurteils zum Bundeshaushalt. Dabei geht es auch um die umstrittene ICE-Neubaustrecke.

Monika Jäger

Minden. 60-Milliarden-Loch im Bun-
deshaushalt, Haushaltssperre und aus-
gesetzte Strukturprogramme in Berlin:
Was bedeutet das für die Menschen vor
Ort und für die Kommunen im Müh-
lenkreis? Einer, der das genau wissen
muss, ist Achim Post. Er ist nicht nur
der heimische SPD-Bundestagsabge-
ordnete, sondern unter anderem auch
Vorsitzender der NRW-SPD, Vizevor-
sitzender der SPD-Bundestagsfraktion
und da zuständig für Haushalt und Fi-
nanzen.EinMannaufdemWegzunoch
mehr Einfluss: Im Dezember steht er
beim Bundesparteitag als stellvertre-
tender SPD-Vorsitzender zur Wahl.
Im MT-Gespräch redet er über die

Zukunft der Ampelkoalition, gibt sei-
ne Sicht auf die Motive von CDU-Chef
Merz ein, fordert schnellesHandeln von
Bundeskanzler Olaf Scholz und sagt
politische Unterstützung für die Be-
lange der Kommunen zu.
„Was in Minden, Hille, Petershagen

passiert, wird stark dadurch mitbe-
stimmt, was bei Land und Bund pas-
siert – das war selten deutlicher sicht-
bar als zur Zeit.“ Beispiel: Förderun-
gen wie die für die Portaner Bad-Sa-
nierung in Höhe von sechs Millionen
Euro oder für das Fahrradparkhaus am
Mindener Bahnhof für 2,6 Millionen
Eurowürden nur fließen, wenn der ent-
sprechende Bescheid bereits schriftlich
(„physisch“) in Händen der jeweiligen
Verwaltung liege. Obmehr möglich sei,
hänge auch davon ab, dass die Schul-
denbremse für 2023 und 2024 aufge-
hoben werde und dieses bis Weih-
nachten beschlossen wird, so Post.
„Das einzig Gute an dem ganzen

Haushalts-Desaster ist, dass die Bahn-
strecke Minden-Hannover in die Ru-
brik Wolkenkuckucksheim gesteckt
wird.“ Alle Beteiligten bestätigten das,
wenn auch vorerst nur informell: „Am
Schluss wird es über Geld entschieden,
und das ist nicht mehr da.“ Auf Nach-
frage, ob damit die jahrelange Diskus-
sion etwa um Tunnel erledigt sei, er-
gänzte Post, das werde die Bahn noch
nicht sagen, das sei für sie ein „Offen-
barungseid“, aber „sie werden es ir-
gendwann sagen müssen.“
Scharf kritisiert Post viele der Me-

chanismen im Zusammenwirken der
politischen Ebenen. Unabhängig von
der jeweiligen politischen Mehrheit
schiebe hier einer dem anderen die Ver-
antwortung zu. Ministerpräsidenten-
konferenzen seien lange Zeit „eine Beu-
tegemeinschaft gegenüber dem Bund“
gewesen. Doch seit dem Urteil des Ver-
fassungsgerichts sei das anders. „Jetzt
ist für jeden erkennbar, dass sich die La-
ge finanzpolitisch und haushalterisch
geradezu revolutionär geändert hat.“
Können sich die Kommunen denn

auf das Geld verlassen, das die Minis-
terpräsidentenkonferenz für die Auf-
nahme von Geflüchteten zugesagt hat,
auch wenn es noch in keinem Haus-
halt steht? Post: „Ich denke ja, aber na-
türlich werden wir jetzt genau hinse-
hen müssen, was man noch machen
kann und was nicht.“
Eine der Folgen des Urteils zum Bun-

deshaushalt: Politische Gewichtungen
und Einflüsse sind in Bewegung. Auch

wenn die Haushaltsklage der CDU völ-
lig legitim gewesen sei, sei das Urteil
deutlich härter ausgefallen, als selbst die
Kläger erwartet hätten. Jetzt sieht Post
zwei Bruchlinien: Eine in der Ampel-
koalition, eine in der Union.
In der Ampel seien die Zeiten vor-

bei, indenenBundeskanzlerOlaf Scholz
(SPD) derModerator sein konnte. Lan-
ge habe die SPD stillgehalten, damit sich
auch die kleineren Ampelpartner pro-
filieren konnten und so die politische
Stabilität („das ist ein hohes Gut“) be-
wahrt wurde. „Jetzt aber will die SPD
auch was.“ Die Folge: „Scholz kommt

deutlich stärker unter Druck.“
Das habe auch die letzte Fraktions-

sitzung gezeigt. Da hätten Post und an-
dere von Scholz das Aussetzen der
Schuldenbremse 2023 und 2024 und
Entscheidungen bis Weihnachten über
den 24-er Haushalt gefordert. „Weil ich
Olaf Scholz kenne, der neigt dazu, Din-
ge zu verschieben, und das kann man
hiernicht.“Post geht davonaus, dass Fi-
nanzminister Christan Lindner bei der

Aufhebung der Schulden-
bremse mitmacht. „Die
Alternative dazu ist ein
Sparhaushalt, wie wir ihn
in Deutschland seit Jahr-
zehnten nicht mehr gese-
hen haben.“
Post kritisiert Finanz-

minister Lindner dafür,
dass er am Samstag Staatssekretär Wer-
ner Gatzer entlassen hat .„Das halte ich
für einen Fehler.“ Denn „wenn einer
denHaushalt kennt, dannder, und zwar
besser als alle anderen.“ Lindner wolle
jetzt offenbar deutlich machen, dass er
„klare Parteileute“ brauche. Den Nach-
folger sieht Post daher kritisch.
In Posts Analyse habe Lindners bis-

herige Amtsführung zur Abkehr von
desseneigenerKlientel geführt.Diewol-
le keinen „klinisch reinen Haushalt“,
sondern Hilfe, das gelte für Rentner,
Studenten, Betriebe, Beschäftigte, Städ-
te undGemeinden, Krankenhäuser und

Baufirmen. So erklärten sich die Wahl-
niederlagen der FDP. Zudem sei Lind-
ner auch als Parteivorsitzender stärker
unter Druck – einerseits wegen der an-
stehenden Mitgliederbefragung mit der
Frage „Raus aus der Großen Koali-
tion“, andererseits wegen prominen-
ten Kritikern in der eigenen Fraktion.
Bei der Union sei die Bruchlinie zwi-

schenBundundLändernbereits klar er-
kennbar: Die Ministerpräsidenten, vor
allem die der CDU, sähen kritisch, „was
ihre eigeneFraktionda angerichtet hat“.
Denn die Länder seien von der geän-
derten Lage „ausdrücklich betroffen“.
Post ordnet dem Gang vor das Verfas-
sungsgericht auch als Folge des Bemü-
hens von CDU-Bundesvorsitzendem
Friedrich Merz ein, sich selbst aus der
medialen Aufmerksamkeit herauszu-
nehmen. Erwünschter Nebeneffekt:
Profilierung gegen den Konkurrenten
Hendrik Wüst, den NRW-Minister-
präsidenten. „Jetzt spielt Merz den Ball
hart.“ Er verfolge nun „zwei gute Va-
rianten“. Die eine: Große Koalition oh-
neNeuwahlenmiteinemKanzlerScholz
und einem Vizekanzler Merz – „ich
glaubenicht, dassMerzdasmacht“, und
wenn überhaupt, dann nur mit vorge-
zogenen Neuwahlen. „Oder er kriegt es
jetzt hin, dass der ganze Laden in die
Luft fliegt – dann gibt es Neuwahlen,
und vielleicht auch eine Große Koali-
tion, und er ist Kanzler.“

Dasallesbeeinflusse,wasnunfürLän-
der und Kommunen getan werde, in
einer herausfordernden Situation mit
Ukrainekrise, Nahostkonflikt, Klima-
krise. „Diejenigen, die dagegen geklagt
haben, müssen damit leben, dass wir
für Klimaschutz und Transformation
der deutschen Wirtschaft jetzt 60 Mil-
liarden Euro weniger haben.“

Gibt es in dieser Gemengelage über-
haupt noch ein Ohr für die Kommu-
nen? Post sagt klar: Ja. Denn das seien
die ersten, die „richtig in die Knie ge-
hen“, wenn die Belastungen weiter stei-
gen. Zum einen sei das in Berlin im Zu-
sammenhang mit den Ukraineflücht-
lingen deutlich geworden, in der Zusa-
ge der Ministerpräsidentenkonferenz
für mehr Geld. Zweitens verweist er auf
den Altschuldenfonds, mit dem die
Kommunen von einem Großteil ihrer
Schulden befreit werden sollten. Doch
damache dieUnionnichtmit. Eine Fol-
ge, unkt Post, könnte sein, dass dann
das Land NRW für hoch verschuldete
Ruhrgebietskommunen einspringen
muss und dann kein Geld mehr für die
anderen Städte und Gemeinden da sei.
Was wird er tun? Post verweist auf

ein Forderungspaket der NRW-Landes-
vorstands der SPD und der SGK NRW,
der sozialdemokratischen Gemein-
schaft für Kommunalpolitik, an die Lan-
desregierung NRW. Darin geht es um
fünf Punkte. Erstens: Die Kommunen
sollen einen höheren Anteil des Geldes
bekommen, das das Land aus Einkom-
mens- oder Umsatzsteuer erhält: 25 statt
wiebisher23Prozent.Zweitens:EinNot-
hilfeprogramm, um Kommunen vor
Haushaltssicherung oder Nothaushal-
ten zu bewahren. Drittens: Eine Lösung
für Altschulden Viertens: Kommunen
zumehrSelbstverwaltungbefähigen–in-
dem sie mehr Geld, auch für die Berei-
che Bildung, Straßenbau und Wärme-
planung erhalten – hier sei ein Stär-
kungspakt Kommunen erforderlich.
Und fünftens die „bürokratische Über-
regulierung“ abzubauen.
Nun ist die SPD im Land nicht in Re-

gierungsverantwortung, l aber imBund.
Post dazu: „Ich werde ein Augenmerk
drauf haben, gerade auch in der neuen
Funktion als Landesvorsitzender Nord-
rhein-Westfalen, dass die Kommunen
nicht die Leidtragenden sind“.

Die Autorin ist erreichbar unter
Monika.Jaeger@MT.de

Äußert sich zum Haushalts-Desaster: der heimische SPD-Bundestagsabgeordnete Achim Post. Foto: Oliver Krato/Archiv

Post hält die Entlassung des
Staatssekretärs für einen Fehler.

Ein Nothilfeprogramm
für Kommunen?
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